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Neue Grundsteuer in Krefeld:
Spannungen zwischen Wohn- und

Gewerbesteuer
Die FDP Krefeld sieht im Verzicht auf höhere

Grundsteuereinnahmen ein positives Signal für Wirtschaft
und Wohnungsbau.

Auswirkungen der neuen Grundsteuer auf
Krefelds Gemeinschaft

Die Diskussion über die Einführung einer neuen Grundsteuer ab
2025 hat in Krefeld erheblichen Aufschwung genommen.
Verschiedene Interessengruppen äußern sich besorgt darüber,
dass Wohnraum nicht teurer werden und die lokale Wirtschaft
nicht zusätzlich belastet werden sollte. In dieser angespannten
Lage ist die Position der Freien Demokraten (FDP) von
besonderer Relevanz.

Die politische Positionierung der FDP

Die FDP sieht in den aktuell diskutierten Grundsteuerhebesätzen
für Gewerbe eine Bedrohung für den Wirtschaftsstandort
Krefeld. Fraktionsvorsitzender Joachim C. Heitmann bringt es auf
den Punkt: „Ein solcher Schritt würde den positiven Effekt einer
kürzlich vorgenommene Senkung der Gewerbesteuer in den
Hintergrund drängen.“ Dies verdeutlicht die Bedenken der
Liberalen hinsichtlich der wirtschaftlichen Zukunft der Stadt.

Aufruf zur Verwaltungsvorlage



Um den Entscheidungsprozess zu fördern, haben die Freien
Demokraten eine Verwaltungsvorlage beantragt, in der
verschiedene Berechnungsmöglichkeiten für die Grundsteuer
detailliert dargestellt werden sollen. Dieser Schritt ist notwendig,
da die Stadtverwaltung die Entscheidung noch in diesem Jahr
treffen muss. Die FDP reagiert auch auf den offenen Brief von
Jürgen Steinmetz, dem Hauptgeschäftsführer der IHK Mittlerer
Niederrhein, der an Oberbürgermeister Frank Meyer (SPD)
gerichtet war.

Die Risiken differenzierter Hebesätze

Die Liberalen befürchten, dass differenzierte
Grundsteuerhebesätze zu negativen Konsequenzen für
Unternehmen führen könnten, insbesondere für jene, die ihre
Grundstücke für gemischte Nutzungen verwenden. „Das könnte
Türen für späteren steuerlichen Druck auf die Unternehmen
öffnen“, argumentiert die FDP. Diese Bedenken tragen zur
Dringlichkeit der anstehenden Entscheidungen bei.

Ein positiver Ausblick

Die FDP schlägt vor, dass die Verwaltung auch Szenarien
darüber prüft, wie eine einheitliche Grundsteuer für Wohn- und
Nichtwohngrundstücke aussehen könnte, ohne die
Grundstückseigentümer stärker zu belasten als bisher. „Eine
derartige Regelung würde unterm Strich zu
Steuermindereinnahmen führen, könnte aber gleichzeitig ein
positives Signal für den Wohnungsbau und den
Wirtschaftsstandort Krefeld senden“, so die Einschätzung der
FDP-Stadtratsfraktion.

Bedeutung für die Gemeinde

Insgesamt zeigt die Debatte um die Grundsteuer in Krefeld
deutlich, wie wichtig es ist, ein Gleichgewicht zwischen fairer
Besteuerung und der Förderung von Wirtschaft und Wohnen zu



finden. Angesichts der bevorstehenden Entscheidungen bleibt
abzuwarten, wie die Stadt und ihre Vertreter die
Herausforderungen meistern und welche langfristigen
Auswirkungen die Regelungen auf die lokale Gemeinschaft
haben werden.
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